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Mehr Flexibilit�t
am deutschen
Arbeitsmarkt

Der Arbeitsmarkt in Deutschland ist

seit langem durch ein hohes Maß an

hartn�ckiger struktureller Arbeitslosig-

keit gekennzeichnet. Bis Mitte der

neunziger Jahre ist die Zahl der Ar-

beitslosen von Zyklus zu Zyklus gestie-

gen. Gesamtwirtschaftliche Schocks

k�nnen dieses Ph�nomen alleine nicht

erkl�ren. Institutionelle Faktoren m�s-

sen mit ins Bild genommen werden.

Die anhaltend hohe Unterbesch�fti-

gung ist ein deutliches Indiz f�r die

unzureichende Funktionsf�higkeit des

deutschen Arbeitsmarktes. In den letz-

ten Jahren ist dies in zunehmendem

Maße erkannt worden. Auf Betriebs-

ebene sowie von Seiten der Sozialpart-

ner und vom Gesetzgeber sind inzwi-

schen eine Vielzahl von Maßnahmen

ergriffen worden, die �ber eine Ver-

besserung der Rahmenbedingungen

und eine Erh�hung der Flexibilit�t am

Arbeitsmarkt darauf zielen, Starrhei-

ten und Hemmnisse zu �berwinden,

um auf diese Weise die Arbeitslosigkeit

zu verringern und den Besch�ftigungs-

grad zu erh�hen. Dieser Beitrag gibt

einen �berblick �ber die bisherigen

Anpassungsschritte. Er zeigt aber auch

auf, dass dar�ber hinaus noch weiterer

Handlungsbedarf besteht, um die un-

freiwillige Dauerarbeitslosigkeit nach-

haltig und umfassend zu verringern.
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Hohe Ungleichgewichte am Arbeitsmarkt

Die Arbeitslosigkeit in Deutschland ist von

Anfang der siebziger bis Mitte der neunziger

Jahre treppenf�rmig angestiegen. Mit jedem

konjunkturellen Abschwung hat die Zahl der

Erwerbslosen deutlich zugenommen. So er-

h�hte sich die registrierte Arbeitslosigkeit von

zun�chst knapp 300 000 Personen im Jahr

1973 auf �ber eine Million im Jahr 1975 und

dann von etwa 900 000 Personen im Jahr

1980 auf 2,2 Millionen im Jahr 1982. In der

ersten H�lfte der neunziger Jahre war ein

weiterer Anstieg der gesamtdeutschen

Arbeitslosigkeit von rund drei Millionen im

Jahr 1992 auf ann�hernd 4,4 Millionen Perso-

nen im Jahr 1997 zu verzeichnen. Zwar ging

die Arbeitslosigkeit anschließend auf etwas

unter vier Millionen Personen zur�ck, aber

zuletzt bewegte sie sich wieder auf dem Ni-

veau des Jahres 1997, wenn konzeptbedingte

�nderungen in der Definition ausgeschaltet

werden. Dieses Grundmuster macht deutlich,

dass es bei gesamtwirtschaftlicher Betrach-

tung in den jeweils nachfolgenden Erholungs-

phasen bei weitem nicht gelungen ist, die zu-

s�tzlichen Erwerbslosen wieder in den Pro-

duktionsprozess zu integrieren, auch wenn

dabei in Rechnung gestellt wird, dass das Ar-

beitsangebot in Deutschland im Zeitablauf

sp�rbar gestiegen ist. Der Mangel an wettbe-

werbsf�higen Arbeitspl�tzen ist zudem noch

h�her zu veranschlagen als die Arbeitslosen-

quote anzeigt, da eine große Zahl von Be-

sch�ftigungsverh�ltnissen subventioniert wird

und viele Personen in der so genannten Stil-

len Reserve zumindest teilweise dem Arbeits-

angebot zuzurechnen sind.

Dieser empirische Befund ist ein deutliches In-

diz f�r die unzureichende Funktionsf�higkeit

des deutschen Arbeitsmarktes. Aber nicht

nur in zeitlicher Hinsicht, sondern auch im

Vergleich mit anderen L�ndern der Europ�i-

schen Union zeigt sich die relativ schlechte

Arbeitsmarktentwicklung Deutschlands. So

geh�rt Deutschland – gem�ß der standardi-

sierten Definition der EU – zurzeit mit saison-

bereinigt 9,9% zu den L�ndern mit der

h�chsten Erwerbslosenquote innerhalb der

EWU. Eine hohe Arbeitslosigkeit verursacht

nicht nur hohe fiskalische Belastungen in

Form von Lohnersatzleistungen einerseits und

ausbleibende Einnahmen bei Lohnsteuer und

Sozialbeitr�gen andererseits, sie ist auch f�r

die betroffenen Personen mit erheblichen

finanziellen Einbußen und sozialen Kosten

verbunden.

Jahresdurchschnitte
Mio

o)

1970 75 80 85 90 95 00 2003

Registrierte Arbeitslose
in Deutschland

Quelle: Bundesagentur für Arbeit. — o An-
gaben bis 1991 Westdeutschland, ab 1992
Gesamtdeutschland.

Deutsche Bundesbank

4,5

4,0

3,5

3,0

2,5

2,0

1,5

1,0

0,5

0

Steigende
Problemmasse



DEUTSCHE
BUNDESBANK
Monatsbericht
September 2004

45

Gesamtwirtschaftlich bedeutet eine hohe be-

ziehungsweise steigende Arbeitslosigkeit,

dass die Wachstumsm�glichkeiten zur Ver-

besserung des allgemeinen Lebensstandards

nicht ausgesch�pft werden. Sofern es nicht

gelingt, jenen Personen, die in einer konjunk-

turellen Abschwungphase ihren Arbeitsplatz

verlieren, in der darauf folgenden Auf-

schwungphase neue Besch�ftigungsm�glich-

keiten zu er�ffnen, hat dies zur Folge, dass

sich die zun�chst konjunkturelle Arbeitslosig-

keit zunehmend verh�rtet und schließlich in

eine strukturelle Arbeitslosigkeit �bergeht.

Deren Beseitigung f�llt umso schwerer, je l�n-

ger sie andauert, zumal das Humankapital

der Arbeitslosen im Zeitablauf Gefahr l�uft,

entwertet zu werden und Motivationsprob-

leme auftreten.

Aufgaben f�r die Tarifparteien und

den Gesetzgeber

Zur St�rkung der Funktionsf�higkeit des Ar-

beitsmarktes sind sowohl der Gesetzgeber als

auch die Sozialpartner gefordert. Dem Ge-

setzgeber obliegt es dabei, anreizkompatible

rechtlich-institutionelle Rahmenbedingungen

zu schaffen. Die Sozialpartner haben f�r eine

marktkonforme Gestaltung der Konditionen

bei den Arbeitsverh�ltnissen zu sorgen. Alle

Bem�hungen sind letztlich daran zu messen,

inwieweit sie einen dauerhaften Beitrag zur

Erh�hung der Besch�ftigung und damit zur

Verringerung der Arbeitslosigkeit leisten k�n-

nen. Dabei kann das Ziel nicht nur darin be-

stehen, die Arbeitsplatzverluste der letzten

Jahre wieder auszugleichen. Vielmehr muss

es darum gehen, die Arbeitslosigkeit nach-

haltig und deutlich zu verringern.

Angesichts der dr�ckenden Probleme am

deutschen Arbeitsmarkt und vor dem Hinter-

grund der in den letzten Jahren verst�rkten

und auch weiterhin zu erwartenden Intensi-

vierung der internationalen Arbeitsteilung

wurden in den letzten Jahren zun�chst von

den Sozialpartnern eine Reihe von Maßnah-

men zur Erh�hung der Flexibilit�t und zur

Verbesserung der Funktionsf�higkeit des

deutschen Arbeitsmarktes ergriffen, zum Teil

als Reaktion auf die zunehmende „Verbands-

flucht“ und die nachlassende Bindungskraft

von kollektiven Arbeitsvertr�gen. Was den

Gesetzgeber angeht, so sind in j�ngerer Zeit

neben den Bem�hungen zur Senkung der

Lohnzusatzkosten in erster Linie die Umset-

zungen der von der so genannten Hartz-

Kommission erarbeiteten Vorschl�ge zu

nennen.

Weiterhin große Bedeutung von

Tarifvertr�gen

Zur Erreichung einer dauerhaft h�heren Be-

sch�ftigung sind vor allem die Sozialpartner

gefordert. Eine Schl�sselfunktion nehmen da-

bei kollektive Tarifvereinbarungen zwischen

Arbeitgeberverb�nden beziehungsweise Un-

ternehmen und Gewerkschaften ein. Nach

Angaben des Bundesministeriums f�r Wirt-

schaft und Arbeit (BMWA) gab es Ende 2003

knapp 60 000 g�ltige Verbands- oder Firmen-

Tarifvertr�ge. Diese regeln entweder in Form

von Manteltarifvertr�gen allgemeine Arbeits-

bedingungen, wie zum Beispiel Arbeitszeit,

Aufgaben und
Rollen-
verteilung

Neue
Maßnahmen
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Zuschl�ge und Urlaub, oder als Tarifverg�-

tungsvertr�ge die H�he der L�hne und Ge-

h�lter.1) Rund 90% der sozialversicherungs-

pflichtig besch�ftigten Arbeitnehmer sind

dem BMWA zufolge in Geltungsbereichen

der Verbands- und Firmen-Tarifvertr�ge be-

sch�ftigt.

Die Bindungskraft von Fl�chentarifvertr�gen

hat nach den Ergebnissen des Betriebspanels

des Instituts f�r Arbeitsmarkt- und Berufsfor-

schung (IAB) vor allem in der zweiten H�lfte

der neunziger Jahre sp�rbar abgenommen.

Waren Mitte der neunziger Jahre noch 70%

der Arbeitnehmer in Westdeutschland in

einem Unternehmen mit Branchen-Tarifver-

trag besch�ftigt, so sind es seit 2000 nur

noch 63%. In Ostdeutschland ist ein �hnli-

cher Trend zu beobachten, jedoch auf einem

deutlich niedrigeren Niveau. Hier arbeiteten

zuletzt lediglich gut zwei F�nftel der Besch�f-

tigten in einem Unternehmen mit einem

Branchen-Tarifvertrag. Die Tarifbindung ist so-

wohl in den alten als auch in den neuen Bun-

desl�ndern positiv mit der Betriebsgr�ße kor-

reliert. Je kleiner das Unternehmen, umso sel-

tener ist auch die Tarifbindung. In Betrieben

mit f�nf bis 19 Besch�ftigten gilt der Bran-

chen-Tarifvertrag im Westen lediglich f�r die

H�lfte und im Osten nur f�r jeden dritten Ar-

beitnehmer. In sektoraler Hinsicht ist die Tarif-

bindung in Westdeutschland in der Industrie,

in der Baubranche, im Kredit- und Versiche-

rungsgewerbe und bei den Gebietsk�rper-

schaften besonders hoch; eine niedrige Tarif-

bindung weisen die Bereiche Dienste f�r

Unternehmen und sonstige Dienste auf. In

Ostdeutschland ist insbesondere in der Indus-

trie und im Baugewerbe die Tarifbindung

deutlich niedriger als in den alten Bundesl�n-

dern.

Neben diesen Branchen-Tarifvertr�gen gibt es

eine Vielzahl von Firmen-Tarifvertr�gen. Diese

gelten f�r 7% der Arbeitnehmer in West-

deutschland und f�r 12% der Arbeitnehmer

in Ostdeutschland. Aber auch viele Unterneh-

men ohne Tarifvertrag orientieren sich hin-

sichtlich der Entlohnung ihrer Belegschaft

nach den Angaben des IAB-Betriebspanels an

bestehenden Tarifvertr�gen. Im Jahr 2002 traf

dies f�r 16% der Besch�ftigten in den alten

und f�r 23% in den neuen L�ndern zu. Unter

Einschluss dieses Personenkreises orientieren

sich die Verdienste von 86% der Besch�ftig-

ten in Westdeutschland und von 78% der

%

Westdeutschland

Ostdeutschland

0

1995/96 1998 1999 2000 2001 2002 2003

Tarifbindung in Deutschland *)

Quelle: Institut für Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung. — * Anteil der von Branchen-
tarifverträgen erfassten Beschäftigten an
allen Beschäftigten.
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1 Vgl.: Bundesministerium f�r Wirtschaft und Arbeit,
Tarifvertragliche Arbeitsbedingungen im Jahr 2003.

Tarifbindung:
Ergebnisse des
IAB-Betriebs-
panels
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vertr�ge, Orien-
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Tarifvertr�gen



DEUTSCHE
BUNDESBANK
Monatsbericht
September 2004

47

Besch�ftigten in Ostdeutschland an kollek-

tiven Vertr�gen.

Tarifverdienste, Lohndrift und

Effektivverdienste

Diese nach wie vor große Bedeutung der

Tarifvertr�ge f�r die gesamtwirtschaftliche

Lohnbildung legt nahe, bei der Analyse der

Lohnentwicklung die Tarifverdienste in den

Vordergrund zu stellen. Dabei ist eine Be-

trachtung auf Stundenbasis aus zwei Gr�n-

den angezeigt. Erstens ist dies der relevante

Maßstab der Unternehmen zur Beurteilung

der Arbeitskosten und zweitens werden da-

durch Effekte von Arbeitszeitver�nderungen

beispielsweise infolge der zunehmenden Be-

deutung von Teilzeitbesch�ftigung auf H�he

und Verlauf der Arbeitsverdienste angemes-

sen ber�cksichtigt. Weiterhin ist es ratsam,

die Analyse erst Mitte der neunziger Jahre zu

beginnen, da insbesondere in der ersten

H�lfte der letzten Dekade die gesamtdeut-

sche Lohnentwicklung in hohem Maße durch

die angestrebte Lohnangleichung in Ost-

deutschland an westdeutsche Verh�ltnisse

getrieben wurde.2)

Im Zeitraum von 1995 bis 2003 sind die tarif-

lichen Stundenverdienste unter Einschluss

tarifvertraglicher Nebenleistungen wie zum

Beispiel Urlaubs- und Weihnachtsgeld in

Deutschland nach dem Ausweis der Tarifver-

dienststatistik der Deutschen Bundesbank3)

um insgesamt 19% beziehungsweise um

2 1�4 % pro Jahr gestiegen. In regionaler Hin-

sicht steht dahinter eine durchschnittliche Zu-

nahme um 2% in Westdeutschland und um

3% in den neuen Bundesl�ndern. In sektora-

ler Hinsicht liegt bei einem Vergleich der Wirt-

schaftszweige4) das Produzierende Gewerbe

(ohne Bau) an der Spitze der Tarifverdienst-

steigerungen. Mit einer jahresdurchschnitt-

lichen Zunahme um 2 3�4 % wurde hier der ge-

samtwirtschaftliche Durchschnitt um einen

halben Prozentpunkt pro Jahr �bertroffen,

wobei innerhalb der Industrie die Metall- und

Elektrobranche die st�rksten Zuw�chse ver-

zeichnen konnte. Die Tarifverdienste in den

Dienstleistungsbereichen Finanzierung, Ver-

mietung und Unternehmensdienstleister so-

wie bei den �ffentlichen und privaten Dienst-

leistern stiegen in den letzten acht Jahren hin-

gegen leicht unterdurchschnittlich. Am ge-

ringsten waren die Tariflohnzuw�chse mit

13�4 % pro Jahr im Baugewerbe, das sich seit

Jahren in einer schweren Anpassungskrise be-

findet. Insbesondere in den drei Jahren von

1997 bis 1999 blieben die Aufbesserungen

der Tarifverdienste hier deutlich hinter der ge-

samtwirtschaftlichen Rate zur�ck. Im Jahr

1997 lag dies an der K�rzung von Urlaubs-

und Weihnachtsgeld im westdeutschen Bau-

hauptgewerbe. Zwei Jahre sp�ter wurde dort

2 Nach Angaben des BMWA erh�hten sich die tariflichen
Grundverg�tungen (auf Monatsbasis) in Ostdeutschland
von 60% der westdeutschen Tarifverdienste Ende 1991
auf 87% zum Jahresende 1995. Ende 2003 betrug die
Relation 93,5%. Vgl.: Bundesministerium f�r Wirtschaft
und Arbeit, Tarifliche Arbeitsbedingungen im Jahr 2003.
3 Vgl. hierzu z.B.: Deutsche Bundesbank, Zur Ent-
wicklung der Tarif- und Effektivverdienste seit Mitte der
achtziger Jahre, Monatsbericht, August 1994, S. 29–45;
Deutsche Bundesbank, Zur Entwicklung der Arbeitsein-
kommen seit Anfang der neunziger Jahre, Monats-
bericht, Oktober 1997, S. 19–32; Deutsche Bundesbank,
Bestimmungsgr�nde und gesamtwirtschaftliche Bedeu-
tung von Produzenten- und Konsumentenlohn, Monats-
bericht, Juli 2000, S. 15–27.
4 Wirtschaftszweigklassifikation nach A6 gem�ß der Ab-
grenzung der NACE, Rev.1, allerdings ohne Land-, Forst-
wirtschaft und Fischerei, da dieser Bereich im Hinblick auf
die Zahl der Arbeitnehmer gegen�ber den anderen Berei-
chen recht klein ist.

Analyse der
Verdienste auf
Stundenbasis
ab 1995

Tarifverdienste
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Tarifverdienste, Lohndrift und Effektivverdienste auf Stundenbasis

Deutschland; Ver�nderung gegen�ber Vorjahr in %

darunter:

Jahr
Gesamt-
wirtschaft

Produzieren-
des Gewerbe
ohne Bauge-
werbe Baugewerbe

Handel, Gast-
gewerbe und
Verkehr

Finanzierung,
Vermietung
und Unter-
nehmens-
dienstleister

�ffentliche
und private
Dienstleister

Tarifverdienste 1)

1992 + 11,5 + 13,2 + 9,9 + 9,6 + 9,4 + 11,4
1993 + 7,5 + 9,3 + 8,1 + 6,0 + 5,1 + 6,4
1994 + 3,3 + 3,8 + 3,9 + 3,3 + 3,0 + 1,9

1995 + 4,9 + 6,1 + 5,1 + 4,3 + 4,4 + 4,4
1996 + 2,6 + 4,1 + 2,9 + 2,7 + 1,8 + 1,2
1997 + 1,5 + 2,4 + 0,4 + 1,6 + 1,4 + 1,2
1998 + 1,9 + 2,1 + 1,0 + 1,9 + 1,6 + 2,4
1999 + 2,9 + 3,6 + 0,9 + 2,7 + 2,9 + 2,8

2000 + 2,0 + 2,2 + 1,4 + 2,6 + 2,3 + 1,5
2001 + 2,0 + 1,8 + 1,8 + 2,8 + 2,3 + 1,6
2002 + 2,7 + 3,5 + 2,1 + 2,9 + 2,1 + 2,3
2003 + 2,0 + 2,5 + 3,2 + 2,1 + 2,1 + 1,4

Lohndrift 2)

1992 – 2,2 – 3,5 – 2,8 + 0,8 – 1,2 – 1,8
1993 – 1,3 – 1,9 – 1,6 – 0,6 + 0,9 0,0
1994 – 1,1 – 0,3 – 0,7 – 1,4 – 1,3 – 0,5

1995 – 0,4 – 1,3 – 2,0 – 0,8 0,0 + 1,0
1996 + 0,4 + 1,2 – 0,5 – 0,2 – 0,1 + 0,6
1997 – 0,5 – 1,0 – 1,6 – 0,8 – 0,1 0,0
1998 – 0,5 – 0,6 – 1,2 – 1,1 – 0,3 – 0,4
1999 – 0,5 – 1,1 + 1,0 – 0,4 – 0,7 – 0,3

2000 + 0,8 + 1,1 + 2,2 – 0,1 – 0,6 + 1,0
2001 + 0,6 + 1,5 + 1,0 – 0,4 – 0,2 + 0,4
2002 – 0,6 – 1,2 + 0,6 – 0,6 – 0,1 – 0,5
2003 – 0,8 – 0,5 – 1,4 – 0,9 – 1,2 – 1,1

Effektivverdienste 3)

1992 + 9,1 + 9,3 + 6,8 + 10,4 + 8,2 + 9,4
1993 + 6,1 + 7,2 + 6,4 + 5,4 + 6,0 + 6,3
1994 + 2,1 + 3,4 + 3,2 + 1,8 + 1,6 + 1,4

1995 + 4,5 + 4,7 + 3,0 + 3,5 + 4,4 + 5,4
1996 + 3,0 + 5,3 + 2,5 + 2,4 + 1,7 + 1,9
1997 + 1,0 + 1,4 – 1,3 + 0,8 + 1,3 + 1,1
1998 + 1,4 + 1,5 – 0,2 + 0,7 + 1,3 + 1,9
1999 + 2,3 + 2,4 + 1,9 + 2,3 + 2,2 + 2,5

2000 + 2,8 + 3,3 + 3,6 + 2,5 + 1,6 + 2,5
2001 + 2,7 + 3,4 + 2,8 + 2,3 + 2,0 + 2,0
2002 + 2,1 + 2,2 + 2,8 + 2,3 + 2,0 + 1,8
2003 + 1,2 + 2,0 + 1,7 + 1,2 + 0,9 + 0,3

1 Einschl. Nebenvereinbarungen (Urlaubs- und Weih-
nachtsgeld, Verm�genswirksame Leistungen sowie
Altersvorsorgeleistungen). — 2 Abweichung der effek-
tiven Stundenverdienste von den Tarifverdiensten auf

Stundenbasis. — 3 Bruttol�hne und -geh�lter je Arbeit-
nehmerstunde in Deutschland. Quelle: Statistisches Bun-
desamt.

Deutsche Bundesbank
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das Weihnachtsgeld weiter gek�rzt, anderer-

seits jedoch das Urlaubsgeld angehoben.5)

Die sektorale Streuung der j�hrlichen Tarifan-

hebungen war, gemessen an verschiedenen

statistischen Kennziffern, in den letzten Jah-

ren etwas geringer als noch Mitte der neunzi-

ger Jahre. Dies k�nnte einerseits ein Indiz da-

f�r sein, dass jene Bereiche, die noch vor eini-

gen Jahren vergleichsweise hohe Tarifab-

schl�sse verzeichneten, st�rker unter Druck

geraten sind und die Gewerkschaften dem-

entsprechend kaum noch �berdurchschnitt-

liche Tarifabschl�sse durchsetzen konnten.

Eine andere Interpretation w�re die st�rkere

Orientierung der Tarifpartner an gesamtwirt-

schaftlichen Eckgr�ßen, wobei dann Abwei-

chungen branchenspezifische Ursachen

haben beziehungsweise die Kr�fteverh�lt-

nisse zwischen Arbeitgeberverb�nden und

Gewerkschaften widerspiegeln. Insgesamt

spricht einiges daf�r, dass hinsichtlich der Ver-

dienstanhebungen das traditionelle Muster

der j�hrlichen Lohnrunden, wonach dem ers-

ten Tarifabschluss in einem der gr�ßeren

Wirtschaftsbereiche eine wichtige Pilotfunk-

tion f�r nachfolgende Tarifvereinbarungen

zukommt, weiterhin die Regel ist.

Die H�he und Zunahme der effektiven

Brutto-Verdienste wird durch den Abschluss

von Tarifvertr�gen f�r deren Laufzeit weitge-

hend, aber keineswegs vollst�ndig festgelegt.

Je nach relativer St�rke der Arbeitsnachfrage

weichen die tats�chlich gezahlten L�hne und

Geh�lter sowohl in ihrer H�he als auch in

ihrer Entwicklung von den Tarifverdiensten

ab. Eine unterschiedliche (prozentuale) Ent-

wicklung der tats�chlich erzielten L�hne und

Geh�lter je Arbeitnehmerstunde einerseits

und derjenigen der Tarifverdienste auf Stun-

denbasis andererseits schlagen sich in der so

genannten Lohndrift (ebenfalls auf Stunden-

basis) nieder. Sie ist damit auch als ein gewis-

ses Korrektiv der Tarifvereinbarungen zu ver-

stehen.

Im hier betrachteten Zeitraum von 1995 bis

2003 war – auf Stundenbasis gerechnet –

eine leicht negative Lohndrift von insgesamt

einem Prozentpunkt beziehungsweise von

0,1 Prozentpunkt pro Jahr zu verzeichnen. Im

Zeitablauf gab es jedoch starke Schwankun-

gen der Lohndrift. Eine deutlich positive

Lohndrift war neben 1996 vor allem in den

Jahren 2000 und 2001 zu beobachten. Ge-

pr�gt durch die gemeinsame Erkl�rung des

B�ndnisses f�r Arbeit, Ausbildung und Wett-

bewerbsf�higkeit vom 9. Januar 2000, die

eine besch�ftigungsorientierte und l�ngerfris-

tige Tarifpolitik empfohlen hatte, wiesen zum

einen die Vereinbarungen in der Lohnrunde

2000 moderate Abschl�sse auf, wobei die

Laufzeit der Vertr�ge h�ufig zwei Jahre be-

trug, mit weiteren – ebenfalls moderaten –

Stufenanhebungen f�r das Folgejahr. Zum

anderen war wohl wegen der guten Konjunk-

turlage vermehrt �berstundenarbeit mit ent-

sprechenden Zuschl�gen notwendig. Ande-

rerseits blieb in den Jahren 2002 und 2003

die Zunahme der Effektivverdienste – je

Stunde gerechnet – um drei viertel Prozent-

5 Die zun�chst paradox erscheinende Erh�hung des Ur-
laubsgeldes bei gleichzeitiger K�rzung des Weihnachts-
geldes ist vor dem Hintergrund zu sehen, dass das Ur-
laubsgeld im Bauhauptgewerbe allgemeinverbindlich ist,
das Weihnachtsgeld hingegen nicht. Zweck dieser Verla-
gerung war – den Tarifparteien zufolge – demnach ein
Abbau eines St�cks Wettbewerbsverzerrung zu Lasten
tarifgebundener Unternehmen.

Sektorale
Streuung der
Tarifverdienst-
steigerungen
etwas
gesunken
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punkte pro Jahr hinter dem Anstieg der Tarif-

verdienste zur�ck. Diese Schere hat sich in

der ersten Jahresh�lfte 2004 weiter auf

11�4 Prozentpunkte ge�ffnet. Offensichtlich

haben die Unternehmen zuletzt die Lohndrift

verst�rkt als Korrektiv f�r als zu hoch emp-

fundene Tarifabschl�sse oder allgemein f�r

Ertragsverbesserungen genutzt. Angesichts

einer lange Zeit stagnativen Grundtendenz

der deutschen Wirtschaft und den – auch vor

dem Hintergrund der zunehmenden Konkur-

renz ausl�ndischer Anbieter mit deutlichen

Kostenvorteilen – kaum vorhandenen M�g-

lichkeiten der Preis�berw�lzung blieb zur Sta-

bilisierung der Ertragssituation lediglich das

Ventil der Eind�mmung der Lohnkosten

durch ein Herunterschleusen �bertariflicher

Lohnbestandteile.6) Insgesamt spricht einiges

daf�r, dass die Lohndrift, zumindest im hier

betrachteten Zeitraum, einerseits eine ge-

wisse zyklische Komponente aufweist, ande-

rerseits aber auch sensitiv auf die H�he der

Tarifabschl�sse in Relation zur allgemeinen

wirtschaftlichen Lage reagiert.

In sektoraler Hinsicht weisen die drei Bereiche

Produzierendes Gewerbe (ohne Bau), Bauge-

werbe sowie �ffentliche und private Dienst-

leister per saldo ein der Gesamtwirtschaft

recht �hnliches Bild auf – allerdings mit zum

Teil erheblichen Unterschieden in einzelnen

Jahren. Die Lohndrift in den Bereichen Han-

del, Gastgewerbe und Verkehr sowie Finan-

zierung, Vermietung und Unternehmens-

dienstleister war hingegen seit 1995 durch-

weg negativ. Was den Bereich Handel, Gast-

gewerbe und Verkehr angeht, so k�nnte dies

durch einen Struktureffekt begr�ndet sein.

Die Zuwachsrate der effektiven Stundenl�hne

d�rfte n�mlich durch die zunehmende Be-

deutung geringqualifizierter Arbeit, zum

Beispiel in Form von „Mini-Jobs“, merklich

gedr�ckt worden sein – ein Effekt, der in der

Tarifverdienststatistik wegen ihrer Konzentra-

tion auf Durchschnittsverdienste nur unzurei-

chend abgebildet wird. Bez�glich des Sektors

Finanzierung, Vermietung und Unterneh-

mensdienstleister d�rfte die vergleichsweise

geringe Tarifbindung eine wichtige Rolle spie-

len, so dass hier mehr Flexibilisierungsspiel-

r�ume vorhanden sind, die offensichtlich von

den Unternehmen auch genutzt wurden. Ins-

gesamt f�llt auf, dass die relative sektorale

Lohndrift von Jahr zu Jahr sehr h�ufig negativ

mit der relativen Position der sektoralen Tarif-

verdienstanhebungen korreliert ist. Auch dies

st�tzt die These, dass die Lohndrift eine wich-

tige Rolle als Korrektiv von Tarifabschl�ssen

bildet.

Im Ergebnis sind die effektiven Verdienste je

Arbeitnehmerstunde von 1995 bis 2003 mit

gut 2% pro Jahr nur geringf�gig geringer als

die Tarifverdienste gestiegen. In sektoraler

Hinsicht konnte nur das Produzierende Ge-

werbe (ohne Bau) eine �berdurchschnittliche

Zunahme verzeichnen. In allen anderen Sek-

toren blieben die durchschnittlichen Lohnzu-

w�chse je Arbeitsstunde unter der 2%-

6 Nach den Ergebnissen des IAB-Betriebspanels entlohn-
ten im Jahr 2002 43% der tarifgebundenen Unterneh-
men in der westdeutschen Privatwirtschaft ihre Mitarbei-
ter �bertariflich. Die durchschnittliche Lohnspanne, also
das Ausmaß, in dem die effektiv gezahlten L�hne und
Geh�lter die tariflich vereinbarten Verdienste �berschrei-
ten, betrug fast 11%. In Ostdeutschland bezahlten
knapp 20% der tarifgebundenen Unternehmen �ber Ta-
rif, mit einer durchschnittlichen Lohnspanne von 10%.
Vgl. hierzu auch: S. Kohaut und C. Schnabel, Verbrei-
tung, Ausmaß und Determinanten der �bertariflichen
Entlohnung, in: Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung, 36. Jg., 2003, S. 661–671.
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Marke. Durch die Lohndrift ist die sektorale

Streuung der j�hrlichen Ver�nderungsrate bei

den Effektivverdiensten geringer als bei den

Tarifverdiensten.7)

Lohnflexibilit�t

Auffallend ist, dass im Analysezeitraum trotz

der hohen Arbeitslosigkeit auf sektoraler

Ebene praktisch keine R�ckg�nge der Effek-

tivverdienste zu beobachten waren. Eine Aus-

nahme hiervon bildet lediglich das Baugewer-

be in den Jahren 1997 und 1998, als die

Durchschnittsverdienste je Arbeitsstunde um

1,3% beziehungsweise um 0,2% niedriger

waren als im Jahr zuvor. F�r 1997 ist dies auf

die bereits erw�hnte K�rzung bei Urlaubs-

und Weihnachtsgeld zur�ckzuf�hren. Auch

1998 haben verschiedene tarifvertraglich ver-

einbarte Elemente zur Kostenentlastung die

Einkommensentwicklung deutlich ged�mpft,

so dass die Stundenverdienste leicht r�ckl�u-

fig waren.8) Dabei d�rfte auch die Reduzie-

rung der Mindestl�hne in der Bauwirtschaft

ab September 1997 eine Rolle gespielt

haben.

Dieses Ph�nomen nach unten weitgehend

starrer Nominall�hne zeigt sich nicht nur auf

der Ebene von Wirtschaftszweigen, sondern

auch auf Individualebene. Zwar belegen Aus-

wertungen der 1%-Besch�ftigtenstichprobe

des Instituts f�r Arbeitsmarkt- und Berufsfor-

schung f�r den Zeitraum von Mitte der siebzi-

ger bis Mitte der neunziger Jahre, dass ein

Teil der Besch�ftigten durchaus R�ckg�nge

der Verdienste in Kauf nehmen musste. Die

personelle Verteilung der j�hrlichen Lohnver-

�nderungen weist jedoch in fast jedem Jahr

des Untersuchungszeitraums eine Spitze ge-

nau am Wert null auf. Auch mikro�konome-

trische Studien auf der Grundlage dieser Da-

tenbasis deuten auf die Existenz von erheb-

licher Nominallohnstarrheit nach unten hin.9)

In einem Umfeld niedriger Inflationsraten wie

in Deutschland kann damit auch der Reallohn

seine Marktr�umungsfunktion nur unzurei-

chend aus�ben.

Nominallohnstarrheiten lassen sich einerseits

durch institutionelle Faktoren erkl�ren. So be-

wirkt die Nachwirkung von Tarifvertr�gen,

dass auch nach Ablauf oder K�ndigung eines

Tarifvertrags dessen Regelungen solange in

Kraft bleiben, bis ein neuer Vertrag abge-

schlossen wird. Andererseits wird auf Fair-

nessargumente verwiesen. Da Arbeitsver-

tr�ge zwar die Lohnh�he regeln, aber unvoll-

st�ndig sind, was die Details der von den Ar-

beitnehmern zu erbringenden Arbeitsleistung

7 In einer mikro�konometrischen und sektoral tiefer dis-
aggregierten Analyse kommen Bellmann und Gartner zu
dem Ergebnis, dass in den neunziger Jahren in „West-
und Ostdeutschland bei den sektorspezifischen Lohndif-
ferenzialen die Wirtschaftsbereiche zugelegt (haben), in
denen auch schon bereits hohe L�hne bezahlt werden.“
L. Bellmann und H. Gartner, Fakten zur Entwicklung der
qualifikatorischen und sektoralen Lohnstruktur, in: Mittei-
lungen aus der Arbeitsmarkt und Berufsforschung,
36. Jg., 2003, S. 493–508, hier: S. 506.
8 Die durchschnittlichen Pro-Kopf-Verdienste blieben hin-
gegen wegen der gleichzeitigen Zunahme der durch-
schnittlichen Arbeitszeit unver�ndert.
9 Vgl. z.B.: C. Knoppik und T. Beissinger, How Rigid are
Nominal Wages? Evidence and Implications for Germany,
in: Scandinavian Journal of Economics, Vol. 105, 2003,
S. 619–641; T. Beissinger und C. Knoppik, Sind Nominal-
l�hne starr? Neuere Evidenz und wirtschaftspolitische Im-
plikationen, Forschungsinstitut zur Zukunft der Arbeit,
IZA Discussion Paper No. 800, 2003; T. Bauer, H. Bonin
und U. Sunde, Real and Nominal Wage Rigidities and the
Rate of Inflation: Evidence from German Micro Data, For-
schungsinstitut zur Zukunft der Arbeit, IZA Discussion
Paper No. 959, 2003; F. Pfeiffer, Ausmaß und Kon-
sequenzen von Lohnrigidit�ten, in: Mitteilungen aus der
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, 36. Jg., 2003,
S. 616–633.
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angeht, k�nnten Lohnsenkungen die Qualit�t

und Leistung der Arbeit negativ beeinflussen.

Nach Umfragen bei Unternehmen haben sol-

che �berlegungen eine große Bedeutung f�r

den Verzicht auf – eigentlich als erforderlich

erachtete – Lohnsenkungen.10) Eine Lohnk�r-

zung wird nur dann in Betracht gezogen und

von den Arbeitnehmern akzeptiert, wenn sie

als notwendige Maßnahme zur Sicherung des

„�berlebens“ eines Unternehmens und da-

mit auch der Arbeitspl�tze erachtet wird.

Die empirisch ermittelte hohe Nominallohnri-

gidit�t �berdeckt gleichwohl, dass Lohnflexi-

bilit�t in einem gewissen Umfang auch im

Rahmen der Fl�chentarifvertr�ge m�glich ist.

Neben den in mehreren Wirtschaftsbereichen

vereinbarten �ffnungsklauseln, die zur Be-

sch�ftigungssicherung eine gleichzeitige Ab-

senkung von Arbeitszeit und Entgelten in ein-

zelnen Unternehmen vorsehen, z�hlen hierzu

die Aussetzung oder das verz�gerte In-Kraft-

Treten von Tarifanhebungen in Unternehmen,

die sich in einer schwierigen wirtschaftlichen

Situation befinden, Entgeltkorridore, erfolgs-

abh�ngige Lohnbestandteile und niedrigere

Einstiegstarife.11)

Im Hinblick auf die Lohnflexibilit�t sind insbe-

sondere die Vereinbarungen in der Chemi-

schen Industrie erw�hnenswert. Bereits 1994

wurden hier niedrigere Einstiegstarife f�r

Langzeitarbeitslose (90%) sowie f�r Neuein-

gestellte und Berufsanf�nger (95%) f�r das

erste Besch�ftigungsjahr verabredet. Mitte

1997 wurde im Rahmen des Entgeltrahmen-

tarifvertrags ein Entgeltkorridor eingef�hrt,

der seit 1998 genutzt werden kann. Er er-

m�glicht Arbeitgebern und Betriebsrat unter

bestimmten Bedingungen, Verdienste und

Arbeitszeit zeitlich befristet um bis zu 10%

gegen�ber den tariflich vereinbarten S�tzen

abzusenken.12) Im Unterschied zu vergleich-

baren �ffnungsklauseln in anderen Wirt-

schaftsbereichen kann zus�tzlich zur Siche-

rung der Besch�ftigung auch die Verbesse-

rung der Wettbewerbsf�higkeit am Standort

Deutschland als Begr�ndung herangezogen

werden.13) Hierzu werden unter anderem be-

sch�ftigungserhaltende und besch�ftigungs-

f�rdernde Investitionen am Standort und die

Vermeidung der Verlagerung der Produktion

oder Investitionen ins Ausland gez�hlt.14)

In mehreren Wirtschaftsbereichen sind auf

betrieblicher Ebene Abweichungen von der

tarifvertraglich festgelegten Jahressonderzah-

lung m�glich. Unternehmen in der Chemi-

schen Industrie Westdeutschlands etwa k�n-

nen in Abh�ngigkeit vom Unternehmenser-

folg das 13. Monatsentgelt, das laut Tarifver-

trag 95% eines Monatseinkommens betr�gt,

bis auf 80% verringern beziehungsweise bis

auf 125% erh�hen. Im privaten Bankgewer-

be gilt ein vergleichbarer Korridor, der eben-

falls Abweichungen nach unten und oben zu-

10 Vgl. z.B.: W. Franz und F. Pfeiffer, Zur �konomischen
Rationalit�t von Lohnrigidit�ten aus der Sicht von Unter-
nehmen, in: Jahrb�cher f�r National�konomie und Statis-
tik, Bd. 223, 2003, S. 23–57.
11 Einen umfassenden �berblick hierzu bietet: Bundes-
ministerium f�r Wirtschaft und Arbeit, Tarifvertragliche
Arbeitsbedingungen im Jahr 2003.
12 Diesen Betriebsvereinbarungen m�ssen auch die Tarif-
vertragsparteien zustimmen.
13 Lediglich im ostdeutschen Baugewerbe, das allerdings
nach den Ergebnissen des IAB-Betriebspanels nur eine ge-
ringe Tarifbindung aufweist, gibt es eine vergleichbare
Klausel.
14 Im Jahr 2000 wurde eine vergleichbare Regelung in
den Manteltarifvertrag �bernommen. Diese bezieht sich
auf die Wettbewerbsf�higkeit gegen�ber tarifkonkurrie-
renden Bereichen, wobei keine Obergrenze f�r die Ab-
senkung spezifiziert wurde.
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l�sst. In diesem Bereich wurde zudem 2002

die M�glichkeit eines leistungs- beziehungs-

weise erfolgsorientierten variablen Verg�-

tungssystems geschaffen. Durch Betriebsver-

einbarungen k�nnen 4% der Jahresverg�-

tung, also rund ein halbes Monatsgehalt pro

Jahr, nach individuellen Leistungskriterien be-

messen werden. Dieses Beispiel macht deut-

lich, dass sich Kollektivvertr�ge und innerbe-

triebliche Lohnflexibilit�t nicht ausschließen

m�ssen.

Im Hinblick auf die Lohnstruktur nach Qualifi-

kationen gab es jedoch auch in den letzten

Jahren keine Fortschritte zu verzeichnen.15)

Fast immer wurden die Tarifverdienste aller

Qualifikationsgruppen in einem Wirtschafts-

zweig um den gleichen Prozentsatz angeho-

ben. Eine hinreichende Lohnflexibilit�t und

Lohnspreizung gerade im unteren Bereich der

Qualifikationsskala w�re aber geboten, um

gering qualifizierten Personen mit niedriger

Arbeitsplatzproduktivit�t Besch�ftigungs-

m�glichkeiten zu er�ffnen.16)

Vermehrte Arbeitszeitflexibilit�t

Der bislang erreichte Grad der Flexibilisierung

ist hinsichtlich der Arbeitszeit deutlich gr�ßer

als bei den Verdiensten. In den meisten Wirt-

schaftsbereichen sehen die Tarifvertr�ge

M�glichkeiten der Abweichung von der w�-

chentlichen Regelarbeitszeit vor. Hierzu z�h-

len vor allem die oft schon vor l�ngerer Zeit

eingef�hrten Arbeitszeitkonten. Der Aus-

gleichszeitraum, innerhalb dessen die durch-

schnittliche tarifliche Arbeitszeit erreicht sein

muss, betr�gt zumindest zw�lf Monate und

geht in einigen Wirtschaftsbereichen sogar

deutlich dar�ber hinaus. Arbeitszeitkonten

erlauben es insbesondere, die zuschlagsfreie

Regelarbeitszeit st�rker den betrieblichen Er-

fordernissen anzupassen. Durch Vermeidung

von �berstundenzuschl�gen in Phasen gut

gef�llter Auftragsb�cher werden dadurch die

Kosten gesenkt. Bei schwacher Nachfrage

wird �ber den Arbeitszeitpuffer ein Beitrag

zur Stabilisierung der Besch�ftigung geleistet.

Freilich k�nnte dieses Mehr an Arbeitszeitfle-

xibilit�t auch bedeuten, dass die Besch�fti-

gung unter Umst�nden etwas sp�ter auf eine

Besserung der Wirtschaftsentwicklung rea-

giert, wenn zun�chst die Flexibilit�t hinsicht-

lich der Arbeitszeitkomponente ausgesch�pft

wird.

Neben dem Instrument der Arbeitszeitkonten

gibt es in einigen Wirtschaftsbereichen �ber-

dies die M�glichkeit, f�r die gesamte oder

Teile der Belegschaft die regelm�ßige Arbeits-

zeit zu variieren. So k�nnen Unternehmen in

der Chemischen Industrie die w�chentliche

Regelarbeitszeit f�r die gesamte Belegschaft

auf Dauer in einem Korridor zwischen 35 und

40 Stunden festlegen. In der Metall- und

Elektroindustrie ist es f�r Betriebe mit beson-

ders qualifizierter Belegschaft m�glich, f�r

maximal die H�lfte der Arbeitnehmer die Ar-

beitszeit bei vollem Lohnausgleich auf bis zu

15 Eine Ausnahme bildet lediglich das Bauhauptgewerbe.
Hier wurden 2002 die bis dahin drei untersten Lohngrup-
pen zu einer neuen – niedriger dotierten – Lohngruppe
zusammengefasst.
16 Vgl. z.B.: B. Fitzenberger und W. Franz, Flexibilit�t der
qualifikatorischen Lohnstruktur und Lastverteilung der
Arbeitslosigkeit: Eine �konometrische Analyse f�r West-
deutschland, in: B. Gahlen, H. Hesse und H. J. Ramser
(Hrsg.), Verteilungsprobleme der Gegenwart, T�bingen,
1998, S. 47–79.
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40 Wochenstunden zu verl�ngern, ohne dass

Mehrarbeitszuschl�ge anfallen.

Mitte 2004 wurde in einem Betrieb eines gr�-

ßeren Konzerns der Elektroindustrie die w�-

chentliche Regelarbeitszeit aller Besch�ftigten

von 35 auf 40 Stunden ohne Lohnausgleich

angehoben. Zus�tzlich wird dort das Urlaubs-

und Weihnachtsgeld durch eine erfolgsab-

h�ngige Jahreszahlung abgel�st. Dieses Bei-

spiel verdeutlicht unter anderem, dass K�r-

zungen der Stundenl�hne, etwa zur Verbes-

serung der Wettbewerbsf�higkeit und der

Sicherung von Arbeitspl�tzen am Standort

Deutschland, am ehesten dann akzeptiert

werden, wenn sie �ber eine Verl�ngerung der

Arbeitszeit sowie einer m�glichen K�rzung

von Sonderzahlungen erfolgen, das monatli-

che Arbeitsentgelt jedoch weitgehend unver-

�ndert bleibt. Mit umgekehrtem Vorzeichen

war dieses Muster auch bei der Einf�hrung

der Viertagewoche in einem Konzern der

Automobilbranche vor zehn Jahren zu beob-

achten, als die mit der Reduzierung der

Arbeitszeit verbundene Lohnk�rzung �ber

eine Verringerung der Jahressonderzahlungen

erfolgte und das monatliche Entgelt unver�n-

dert blieb.

Neuausrichtung der Arbeitsmarktpolitik

Die Bundesregierung hat im letzten Jahr mit

den ersten beiden Gesetzen f�r moderne

Dienstleistungen am Arbeitsmarkt damit be-

gonnen, die Strukturen am Arbeitsmarkt auf-

zulockern. So soll die Vermittlungseffizienz

der Arbeitsverwaltung durch intensivere Be-

treuung der Arbeitslosen, Ausweitung der Be-

triebskontakte und der zus�tzlichen Akquirie-

rung offener Stellen erh�ht werden. Weiter-

hin wurde die monatliche Entgeltgrenze f�r

geringf�gige Besch�ftigung zum 1. April

2003 von 325 3 auf 400 3 angehoben und

die Abgabenbelastung insbesondere f�r Ne-

bent�tigkeiten hierf�r gesenkt. Der Arbeitge-

ber zahlt lediglich Pauschalabgaben zur ge-

setzlichen Kranken- und Rentenversicherung

sowie Lohnsteuer von zusammen 25%. Um

das Potenzial haushaltsnaher Dienstleistun-

gen st�rker auszusch�pfen, gilt f�r „Mini-

Jobs“ in privaten Haushalten eine geringere

Pauschalabgabe in H�he von nur 12%. Zu-

dem werden „Mini-Jobs“ in privaten Haus-

halten steuerlich gef�rdert. Generell kann

neben einer sozialversicherungspflichtigen

Hauptbesch�ftigung nunmehr zus�tzlich eine

geringf�gig entlohnte Nebenbesch�ftigung

log. Maßstab
Std.

Westdeutschland

Ostdeutschland

1980 85 90 95 00 2003

Wochenarbeitszeit
in Deutschland *)

Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft
und Arbeit, Tarifvertragliche Arbeitsbedin-
gungen im Jahr 2003. — * Durchschnitt-
liche tarifliche Wochenarbeitszeit von Voll-
zeit-Arbeitnehmern.
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ausge�bt werden, ohne dass diese durch Zu-

sammenrechnung mit der Hauptbesch�f-

tigung versicherungspflichtig wird. Dies ent-

spricht der Regelung, wie sie bereits vor dem

1. April 1999 galt.

Zur F�rderung der Besch�ftigung im Niedrig-

lohnbereich wurde zudem f�r Arbeitsentgelte

zwischen 400 3 und 800 3 („Midi-Jobs“) eine

Gleit- beziehungsweise Progressionszone be-

z�glich der Arbeitnehmerbeitr�ge zur Sozial-

versicherung geschaffen. Der Arbeitnehmer-

anteil steigt linear von 4% am Anfang der

Gleitzone bis zum vollen Arbeitnehmeranteil

von derzeit 21% am Ende der Gleitzone an.

�ber eine intensivere Betreuung der Arbeits-

losen, eine Ausweitung der Kontakte zu Un-

ternehmen und der zus�tzlichen Akquirie-

rung offener Stellen durch die Bundesagentur

f�r Arbeit soll die Vermittlung von Arbeitslo-

sen in Erwerbst�tigkeit beschleunigt und da-

mit die Arbeitslosigkeit insgesamt gesenkt

werden. Zur Mobilisierung von Besch�fti-

gungsreserven soll zudem vermittlungsorien-

tierte Zeitarbeit (Leiharbeitnehmer) st�rker

als bisher genutzt werden. Daher wurden

fl�chendeckend Personal-Service-Agenturen

(PSA) eingef�hrt. Aufgabe der PSA ist es,

Arbeitslose an interessierte Unternehmen

auszuleihen und die noch nicht Vermittelten

in verleihfreien Zeiten zu qualifizieren und

weiterzubilden. Die Dauer des Arbeitsvertra-

ges betr�gt mindestens neun Monate und

soll im Regelfall zw�lf Monate nicht �berstei-

gen. Im Zuge der Einf�hrung von PSA wurden

Anfang 2004 Beschr�nkungen bei der Arbeit-

nehmer�berlassung aufgehoben. So entfielen

das besondere Befristungsverbot, das Wie-

dereinstellungsverbot, das Synchronisations-

verbot und die Beschr�nkung der �berlas-

sungsdauer auf 24 Monate. Stattdessen

wurde eine Tarifbindung eingef�hrt.

Ein weiteres Element der Arbeitsmarktrefor-

men ist die Einf�hrung einer zus�tzlichen F�r-

derung von Existenzgr�ndungen („Ich-AG“)

f�r eine dreij�hrige Erprobungsphase. Wer

durch Aufnahme einer selbst�ndigen T�tig-

keit seine Arbeitslosigkeit beendet, hat An-

spruch auf einen monatlichen Existenzgr�n-

derzuschuss, wobei gewisse Einkommens-

grenzen bei der Selbst�ndigkeit gelten. Zu-

dem wurde generell die Existenzgr�ndung im

Handwerksbereich erleichtert. Grunds�tzlich

gilt der „Meisterzwang“ nur noch f�r 41,

statt wie bisher f�r 94 Handwerksberufe.

Im Rahmen der Neuausrichtung der Arbeits-

marktpolitik haben traditionelle Instrumente,

zu denen insbesondere Arbeitsbeschaffungs-

und Strukturanpassungsmaßnahmen zu z�h-

len sind, an Bedeutung verloren. An ihre Stel-

le treten zunehmend Maßnahmen, die auf

eine direkte Eingliederung in den ersten Ar-

beitsmarkt abzielen. Zudem sind – bereits be-

ginnend mit dem Job-AQTIV-Gesetz – unter

dem Motto „F�rdern und Fordern“ die Krite-

rien f�r eine Registrierung als Arbeitsloser

strenger gefasst worden.

Anfang 2005 wird f�r erwerbsf�hige Hilfs-

bed�rftige die Arbeitslosenhilfe beziehungs-

weise die Sozialhilfe durch das so genannte

Arbeitslosengeld II ersetzt. Diese neue Leis-

tung zur Sicherung des Lebensunterhalts un-

terliegt einer Bed�rftigkeits�berpr�fung und

entspricht in der Regel dem Niveau der Sozial-

„Midi-Jobs“

Vermittlungs-
intensivierung
durch die
Bundesagentur
f�r Arbeit

Einf�hrung
von Personal-
Service-
Agenturen

Aufhebung von
Beschr�nkun-
gen bei der
Arbeitnehmer-
�berlassung

F�rderung der
Selbst�ndigkeit

„F�rdern und
Fordern“

Neuregelung
bei Arbeits-
losengeld und
Sozialhilfe
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hilfe. Im Hinblick auf den Arbeitsmarkt gilt

dabei, dass f�r Bezieher von Arbeitslosen-

geld II grunds�tzlich jede Arbeit zumutbar ist.

Erwerbsfreibetr�ge sollen den Transferemp-

f�nger motivieren, eine regul�re Besch�fti-

gung aufzunehmen. Schließlich wird ab dem

Jahr 2006 die H�chstdauer f�r den Anspruch

auf Arbeitslosengeld grunds�tzlich auf zw�lf

Monate und f�r Personen �ber 55 Jahre auf

18 Monate begrenzt; damit sollen ebenfalls

die Anreize f�r eine Arbeitsaufnahme erh�ht

werden.

Alle Maßnahmen m�ssen sich daran messen

lassen, inwieweit sie einen dauerhaften Bei-

trag zu einem effizienteren Arbeitsmarktaus-

gleich leisten und so Wachstum und Struktur-

wandel f�rdern. Besonders wichtig ist es, die

Arbeitsmarktchancen von Langzeitarbeits-

losen und Geringqualifizierten zu verbessern

und so die Entstehungsbedingungen f�r neue

Langzeitarbeitslosigkeit effektiver zu be-

k�mpfen.

In Anbetracht der erst kurzen Wirkungsphase

und der Tatsache, dass einige Ver�nderungen

nicht vor 2005 beziehungsweise 2006 in

Kraft treten, l�sst sich der Erfolg des Maßnah-

menkatalogs derzeit noch nicht absch�tzen.

Dies gilt schon allein deshalb, weil viele der

Reformmaßnahmen Zeit ben�tigen, um ihre

volle Wirkung zu entfalten. Hinsichtlich der

statistischen Grundlagen gibt es noch L�cken

und Unsch�rfen. So divergieren beispiels-

weise die Angaben zu den geringf�gig Be-

sch�ftigten zwischen Bundesagentur f�r Ar-

beit und Bundesknappschaft, die seit April

2003 hierf�r die zentrale Meldestelle ist. An-

gaben zu den „Midi-Jobs“ sind zurzeit ledig-

lich anhand der Angaben aus dem IAB-

Betriebspanel verf�gbar. Danach nutzten in

Westdeutschland 3% und in Ostdeutschland

4% der Besch�ftigten diese Form der Er-

werbst�tigkeit. Hoch im Kurs stand nach dem

Ausweis der Bundesagentur f�r Arbeit die

neue Form der Selbst�ndigkeit. Im Juli kamen

150 000 Personen in den Genuss der Be-

zuschussung f�r eine Ich-AG. Allerdings bleibt

abzuwarten, wie viele der Neugr�ndungen

sich am Markt behaupten k�nnen. In PSA

wurden zuletzt lediglich rund 26 000 Per-

sonen betreut. Reine Vermittlungsquoten, die

oft genannt werden, sind kaum aussagekr�f-

tig, zumal sie – abgesehen von Mitnahme-

effekten – �ber die Dauer der Besch�f-

tigungsverh�ltnisse keine Auskunft geben

k�nnen. Hieran wird auch deutlich, dass von

der Anzahl der gef�rderten Personen nicht

auf das Entlastungsvolumen geschlossen wer-

den darf.

Das statistische Bild zeigt aber zumindest,

dass am Arbeitsmarkt nach langer Zeit einiges

in Bewegung gekommen ist. Zudem ist die

Abkehr von der aktiven Arbeitsmarktpolitik

alter Pr�gung zu begr�ßen. Sie war mit ho-

hen fiskalischen Kosten verbunden, konnte

de facto aber mit nur bescheidenen Ergebnis-

sen aufwarten. Auch die st�rkere Betonung

der Aktivierungsmaßnahmen ist geeignet,

den Suchprozess am Arbeitsmarkt zu verbes-

sern und die Aussagekraft der Arbeitslosen-

statistik zu erh�hen.17) Nicht zuletzt die Ent-

sch�rfung der „Progressionsfalle“ im Trans-

ferbereich auf Grund der neu festgelegten Er-

17 Der damit einhergehende Statistikeffekt erschwert
allerdings vor�bergehend die Interpretation der
Arbeitslosenzahlen.

Erste
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werbsfreibetr�ge beim Wiedereinstieg in den

Arbeitsmarkt zielt in die richtige Richtung.

Die Neuregelung bei den „Mini-“ und „Midi-

Jobs“ zeigt im �brigen die wichtige Rolle der

Arbeitskosten insbesondere f�r Geringquali-

fizierte und einfache T�tigkeiten.

Weiterer Handlungsbedarf in der

Arbeitsmarkt- und Lohnpolitik

Vor allem kommt es darauf an, den Abgaben-

keil am Arbeitsmarkt generell zu verringern.

Insbesondere wegen der sp�rbaren Anhe-

bung der Beitragss�tze zur Sozialversicherung

hat sich der Anteil der Abgaben in Form von

Beitr�gen zur Sozialversicherung und Lohn-

steuer an den Arbeitskosten von 43% im

Jahr 1991 auf 48 1�2 % im Jahr 1997 erh�ht,

was sich zweifelsohne negativ auf die Ar-

beitsnachfrage auswirkte. Zwar ging die Ab-

gabenbelastung bis zum Jahr 2001 leicht auf

47 1�4 % zur�ck, doch in den letzten beiden

Jahren war ein erneuter Anstieg auf gut 48%

zu verzeichnen. Das bedeutet, dass von je-

dem Euro, der dem Arbeitgeber an Kosten

f�r einen Arbeitnehmer entstehen, diesen nur

knapp 52 Cent erreichen. In realer Betrach-

tung sieht die Bilanz der letzten 13 Jahre hin-

sichtlich des Abgabenkeils noch ung�nstiger

aus. Denn die Verbraucherpreise, die f�r den

Konsumenten der entscheidende Maßstab

zur Ermittlung seiner realen Netto-Arbeitsein-

kommen sind, nahmen mit jahresdurch-

schnittlich knapp 2% um fast einen halben

Prozentpunkt pro Jahr st�rker zu als die Pro-

duzentenpreise vor Steuern, gemessen am

BIP-Deflator zu Faktorkosten. Im Ergebnis er-

h�hten sich die realen Arbeitskosten je Ar-

beitnehmerstunde seit 1991 um gut 24% be-

ziehungsweise um 1,8% pro Jahr, w�hrend

die realen Netto-Verdienste je Arbeitnehmer-

stunde nur um 8% beziehungsweise um

0,7% pro Jahr gestiegen sind.

Die in den letzten Jahren ergriffenen Maß-

nahmen haben sicherlich dazu gef�hrt, dass

der Arbeitsmarkt in Deutschland sowohl im

Hinblick auf die institutionellen Rahmenbe-

dingungen als auch in Bezug auf kollektive

Lohnfindung und Arbeitszeit flexibler gewor-

den ist. Insofern besteht die berechtigte Hoff-

nung, dass die nun in Gang gekommene kon-

junkturelle Erholung in Deutschland mit zeitli-

cher Verz�gerung auch auf den Arbeitsmarkt

ausstrahlen wird. Es ist aber fraglich, ob dies

ausreicht, die Arbeitslosigkeit hier zu Lande in

großem Umfang zu vermindern. Insbeson-

1991 = 100, log. Maßstab

1991 2003

Produzentenlohn 1)

Konsumentenlohn 2)

Lohnentwicklung und
Abgabenkeil

1 Reale Arbeitskosten je Arbeitnehmerstun-
de. — 2 Realer Nettoverdienst je Arbeitneh-
merstunde.
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dere wegen des weiter zunehmenden inter-

nationalen Wettbewerbs um Produktions-

standorte und Arbeitspl�tze wird der Druck,

die Anpassungsf�higkeit zu verbessern, auch

in Zukunft hoch bleiben oder sich sogar noch

verst�rken. Insofern sind weitere Anstrengun-

gen bei den Lohnstrukturen notwendig, um

das bislang brachliegende Arbeitskr�ftepo-

tenzial produktiv zu nutzen. Zudem sollten

die in den letzten 20 Jahren vorgenommenen

pauschalen Verk�rzungen der Wochen-

arbeitszeiten, denen ohnehin kein besch�f-

tigungspolitischer Erfolg beschieden war, von

Regelungen abgel�st werden, die den be-

trieblichen Erfordernissen, aber auch den In-

teressen der Arbeitnehmer besser gerecht

werden.

Auch der Gesetzgeber ist aufgefordert, sei-

nen Beitrag zur weiteren Flexibilisierung des

Arbeitsmarktes zu leisten. Dabei ist vor allem

daran zu denken, dass die Regeln des K�n-

digungsschutzes einen wesentlichen Einfluss

auf das Einstellungsverhalten der Unterneh-

men haben. Zudem sollte das G�nstigkeits-

prinzip, das nur dann Abweichungen vom

Tarifvertrag zul�sst, wenn sie zu Gunsten des

Arbeitnehmers ausfallen, um Aspekte der

Arbeitsplatzerhaltung erweitert werden. Da-

r�ber hinaus gilt es, wie geplant, den Ab-

gabenkeil am Arbeitsmarkt weiter zu ver-

ringern. Bei alledem sollte die individuelle

Vertragsfreiheit gest�rkt werden. Von der Ein-

f�hrung eines gesetzlichen Mindestlohnes ist

dagegen abzuraten. Die L�hne sollten vor

allem eine Steuerungsfunktion am Arbeits-

markt aus�ben und nicht durch gesetzliche

Eingriffe f�r sozialpolitische Ziele eingesetzt

werden. Aus besch�ftigungspolitischen �ber-

legungen w�re ein Mindestlohn kontrapro-

duktiv und w�rde den Zielen der jetzigen

Arbeitsmarktreform zuwiderlaufen.


